
Geltendes Recht Entwurf des Bundesrates

vom 24. Mai 2023

Beschluss des Ständerates

vom 11. Juni 2024

Anträge der Kommission für 
Wirtschaft und Abgaben des 
Ständerates

vom 28. August 2025

Zustimmung zum Beschluss des 
Nationalrates, wo nichts vermerkt ist

23.047 - 3

23.047  s  Kartellgesetz (KG). Änderung 	 (Differenzen)

-  1  -
Ständerat
Herbstsession 2025

Bundesgesetz 
über Kartelle und andere 
Wettbewerbsbe- 
schränkungen
(Kartellgesetz, KG)

Änderung vom …

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des 
Bundesrates vom 24. Mai 20231, 
beschliesst:
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Beschluss des Nationalrates

vom 4. Juni 2025
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Nationalrat Kommission  
des Ständerates

I

Das Kartellgesetz vom 
6. Oktober 19952 wird wie 
folgt geändert:

Art. 5 Abs. 1bis

1bis Bei der Beurteilung 
der Erheblichkeit der 
Beeinträchtigung sind 
sowohl qualitative als 
auch quantitative Kriterien 
zu berücksichtigen. 
 
 
 
 

2		 SR 251

I I I

Art. 5 Art. 5Art. 5	 Unzulässi-
ge Wettbe-
werbsabre-
den

Art. 5

1 Abreden, die den Wett-
bewerb auf einem Markt 
für bestimmte Waren oder 
Leistungen erheblich 
beeinträchtigen und sich 
nicht durch Gründe der 
wirtschaftlichen Effizienz 
rechtfertigen lassen, so-
wie Abreden, die zur 
Beseitigung wirksamen 
Wettbewerbs führen, sind 
unzulässig.

Mehrheit Minderheit I (Burkart, 
Michel Matthias, Regazzi, 
Schwander)

Minderheit II (Ettlin Erich, 
Hegglin Peter, Michel 
Matthias, Regazzi, 
Schwander)

1bis Die Erheblichkeit der 
Wettbewerbsbeeinträchti-
gung wird einzelfallweise 
in einer Gesamtbeurtei-
lung anhand qualitativer 
Elemente in Form von 
Erfahrungswerten und 
quantitativer Elemente in 
Form von den konkreten 
Umständen auf dem rele-
vanten Markt geprüft.

1bis Streichen 1bis Festhalten 1bis Gemäss Nationalrat 1bis Festhalten
(siehe Abs. 2 Bst. b)
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Nationalrat Kommission 
des Ständerates

2 Wettbewerbsabreden sind 
durch Gründe der wirtschaftli-
chen Effizienz gerechtfertigt, 
wenn sie:

2 ...

a.	 notwendig sind, um die 
Herstellungs- oder Ver-
triebskosten zu senken, 
Produkte oder Produkti-
onsverfahren zu verbes-
sern, die Forschung oder 
die Verbreitung von techni-
schem oder beruflichem 
Wissen zu fördern oder um 
Ressourcen rationeller zu 
nutzen; und

Mehrheit Minderheit II (Ettlin Erich, ...)
b.	 den beteiligten Unterneh-

men in keinem Fall Mög-
lichkeiten eröffnen, wirksa-
men Wettbewerb zu 
beseitigen.

b.	 ... 
 
 
       ... Wettbewerb zu 
beseitigen. Dies wird ein-
zelfallweise in einer Ge-
samtbeurteilung anhand 
qualitativer und quantitati-
ver Kriterien unter Berück-
sichtigung der konkreten 
Umstände auf dem rele-
vanten Markt geprüft.

(siehe Abs. 1bis)
3 Die Beseitigung wirksamen 
Wettbewerbs wird bei folgen-
den Abreden vermutet, sofern 
sie zwischen Unternehmen 
getroffen werden, die tatsäch-
lich oder der Möglichkeit nach 
miteinander im Wettbewerb 
stehen:

3 ... 3 ...

a.	 Abreden über die direkte 
oder indirekte Festsetzung 
von Preisen;

a.	 Abreden über Mindest- 
oder Festpreise für Verträ-
ge mit Dritten;

a.	 Streichen (= gemäss gel-
tendem Recht)
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Nationalrat Kommission 
des Ständerates

b.	 Abreden über die Ein-
schränkung von Produk-
tions-, Bezugs- oder Liefer-
mengen;

c.	 Abreden über die Auftei-
lung von Märkten nach 
Gebieten oder Geschäfts-
partnern.

4 Die Beseitigung wirksamen 
Wettbewerbs wird auch ver-
mutet bei Abreden zwischen 
Unternehmen verschiedener 
Marktstufen über Mindest- 
oder Festpreise sowie bei 
Abreden in Vertriebsverträgen 
über die Zuweisung von Ge-
bieten, soweit Verkäufe in 
diese durch gebietsfremde 
Vertriebspartner ausgeschlos-
sen werden.

Art. 6	 Gerechtfertigte 
Arten von Wett-
bewerbsabre-
den

Art. 6 Art. 6 Art. 6

1 In Verordnungen oder allge-
meinen Bekanntmachungen 
können die Voraussetzungen 
umschrieben werden, unter 
denen einzelne Arten von 
Wettbewerbsabreden aus 
Gründen der wirtschaftlichen 
Effizienz in der Regel als ge-
rechtfertigt gelten. Dabei wer-
den insbesondere die folgen-
den Abreden in Betracht 
gezogen.
a.	 Abreden über die Zusam-

menarbeit bei der For-
schung und Entwicklung; 
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Nationalrat Kommission 
des Ständerates

b.	 Abreden über die Speziali-
sierung und Rationalisie-
rung, einschliesslich dies-
bezügliche Abreden über 
den Gebrauch von Kalkula-
tionshilfen;

c.	 Abreden über den aus-
schliesslichen Bezug oder 
Absatz bestimmter Waren 
oder Leistungen;

d.	 Abreden über die aus-
schliessliche Lizenzierung 
von Rechten des geistigen 
Eigentums;

e.	 Abreden mit dem Zweck, 
die Wettbewerbsfähigkeit 
kleiner und mittlerer Unter-
nehmen zu verbessern, 
sofern sie nur eine be-
schränkte Marktwirkung 
aufweisen.

2 Verordnungen und allgemei-
ne Bekanntmachungen kön-
nen auch besondere Koopera-
tionsformen in einzelnen 
Wirtschaftszweigen, nament-
lich Abreden über die rationel-
le Umsetzung von öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften 
zum Schutze von Kunden oder 
Anlegern im Bereich der Fi-
nanzdienstleistungen, als in 
der Regel gerechtfertigte Wett-
bewerbsabreden bezeichnen.
3 Allgemeine Bekanntmachun-
gen werden von der Wettbe-
werbskommission im Bundes-
blatt veröffentlicht. 
Verordnungen im Sinne der 
Absätze 1 und 2 werden vom 
Bundesrat erlassen.
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Nationalrat Kommission 
des Ständerates

Mehrheit Minderheit (Regazzi, Hegglin 
Peter, Michel Matthias, 
Sommaruga Carlo)

4 Durch Gründe der wirtschaft-
lichen Effizienz gerechtfertigt 
sind Abreden im Bereich der 
Ligen mit professionellem 
Spielbetrieb, die die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der an den 
Ligen teilnehmenden Clubs 
sicherstellen, indem sie z.B. 
die Gesamtausgaben oder 
Teile davon (namentlich die 
Brutto-Lohnkosten) begren-
zen.

4 Streichen 4 Streichen
(siehe Art. 8a)

Art. 7     Unzulässige Verhal-
tensweisen marktbeherrschen-
der und relativ marktmächtiger 
Unternehmen

Art. 7 Art. 7

1 Marktbeherrschende und 
relativ marktmächtige Unter-
nehmen verhalten sich unzu-
lässig, wenn sie durch den 
Missbrauch ihrer Stellung auf 
dem Markt andere Unterneh-
men in der Aufnahme oder 
Ausübung des Wettbewerbs 
behindern oder die Marktge-
genseite benachteiligen.
2 Als solche Verhaltensweisen 
fallen insbesondere in Be-
tracht:
a.	 die Verweigerung von 

Geschäftsbeziehungen (z. 
B. die Liefer- oder Bezugs-
sperre);

b.	 die Diskriminierung von 
Handelspartnern bei Prei-
sen oder sonstigen Ge-
schäftsbedingungen;
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Nationalrat Kommission 
des Ständerates

c.	 die Erzwingung unange-
messener Preise oder 
sonstiger unangemessener 
Geschäftsbedingungen;

d.	 die gegen bestimmte Wett-
bewerber gerichtete Unter-
bietung von Preisen oder 
sonstigen Geschäftsbedin-
gungen;

e.	 die Einschränkung der 
Erzeugung, des Absatzes 
oder der technischen Ent-
wicklung;

f.	 die an den Abschluss von 
Verträgen gekoppelte Be-
dingung, dass die Ver-
tragspartner zusätzliche 
Leistungen annehmen 
oder erbringen;

g.	 die Einschränkung der 
Möglichkeit der Nachfra-
ger, Waren oder Leistun-
gen, die in der Schweiz 
und im Ausland angeboten 
werden, im Ausland zu den 
dortigen Marktpreisen und 
den dortigen branchenübli-
chen Bedingungen zu 
beziehen.

3 Die Missbräuchlichkeit der 
Verhaltensweisen ist einzelfall-
weise in einer Gesamtbeurtei-
lung anhand von Erfahrungs-
werten und den konkreten 
Umständen auf dem Markt zu 
prüfen.

3 Streichen
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Nationalrat Kommission 
des Ständerates

Mehrheit Minderheit (Regazzi, ...)
Art. 8a	 Begrenzung der 

Lohnkosten von 
Sportklubs

Wettbewerbsabreden zwi-
schen Sportklubs und Verhal-
tensweisen marktbeherrschen-
der oder relativ marktmächti- 
ger Organisatoren von Sportli-
gen betreffend die Begrenzung 
der Lohnkosten sind zulässig, 
sofern sie geeignet sind, den 
Spielbetrieb der Sportligen 
sicherzustellen.
(siehe Art. 6 Abs. 4)
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